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Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,
Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung

  Herrn Abgeordneten Carsten Schatz (LINKE)

über
die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei – G Sen –

Antwort
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/16 121
vom 11. Juli 2023
über Wie weiter mit der Novellierung des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetz?
_____________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung des Abgeordneten: In den Richtlinien der Regierungspolitik kündigt der Senat eine Novellierung
des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes (BerlSenG) auf Grundlage der vorliegenden Evaluation an. Dabei
werden die Schwerpunkte Ausweitung der Beteiligungsmöglichkeiten, Professionalisierung der
Wahldurchführung in den Bezirken, Stärkung der gemeinsamen Geschäftsstelle von Landesseniorenvertretung
und Landesseniorenbeirat, Stärkung der Seniorenvertretungen in den Bezirken inkl. besserer Ausstattung
aufgeführt.

1. Welche konkreten Veränderungen sind in den Bereichen Ausweitung der Beteiligungsmöglichkeiten,
Professionalisierung der Wahldurchführung in den Bezirken, Stärkung der gemeinsamen Geschäftsstelle von
Landesseniorenvertretung und Landesseniorenbeirat, Stärkung der Seniorenvertretungen in den Bezirken inkl.
besserer Ausstattung geplant und welche darüberhinausgehenden Änderungen bereitet der Senat im Rahmen
der Novellierung des BerlSenG aktuell vor?

Zu 1.: Die Regierungsrichtlinien 2023-2026 sehen vor, dass das Berliner
Seniorenmitwirkungsgesetz (BerlSenG) auf Basis der Evaluierung überprüft und
weiterentwickelt wird. Über mögliche konkrete Veränderungen wird erst nach der Auswertung
der früheren Anhörung im Ausschuss für Arbeit und Soziales am 31. August 2023 Klarheit
bestehen.
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2. Wie bewertet der Senat, die im Auftrag der damaligen Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales
erstellte Evaluation sowie die entsprechenden Stellungnahmen von LSV und LSBB?

Zu 2.: Der Senat befürwortet im Allgemeinen die aus der Evaluation hervorgegangenen
Handlungsempfehlungen und hat auch die diesbezügliche gemeinsame Stellungnahme des
Landesseniorenbeirats und der Landesseniorenvertretung zur Kenntnis genommen. Inwiefern
dies bei einer möglichen Novellierung berücksichtigt werden kann, lässt sich erst nach der
o.a. Auswertung im Ausschuss für Arbeit und Soziales sagen. Ziel ist es im Anschluss,
gemeinsam mit der aktiven Beteiligung der Seniorenmitwirkungsgremien notwendige
Änderungen an dem Berliner Seniorenmitwirkungsgesetz anzustreben.

3. Welchen Zeitplan verfolgt der Senat für die Novellierung des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes?

Zu 3.: Über einen möglichen Zeitplan kann erst nach der o.a. Auswertung im Ausschuss für
Arbeit und Soziales berichtet werden.

4. Wie sind geplanten Änderungen im Senatsentwurf des Doppelhaushalts 2024/25 finanziell unterlegt?

Zu 4.: Im Entwurf für die Vorlage zum Haushaltsgesetz 2024-25 sind folgende Ausgaben im
Bereich Seniorenpolitik (Epl. 11 - Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und
Antidiskriminierung) aufgeführt:

 Die Organisation der Seniorenwoche mit jährlich 50.000 € (1150/54010/27.)
 Mittel für die Ausgaben der Geschäftsstelle der LSV und LSBB mit jährlich 30.000 €

(1150/54079)
 Mittel für eine Infokampagne zur Wahl der Seniorenvertretung mit jährlich 2.500 €

(1150/53101/4.)
 Die Erstellung von Informationsmaterialien über die Seniorenmitwirkungsgremien mit

jährlich 2.500 € (1150/53101/7.)
 Die Weiterentwicklung der Leitlinien der Berliner Seniorenpolitik 2024 mit 10.000 €

und 2025 mit 70.000 € (1150/54010/9.)

Berlin, den 24. Juli 2023

In Vertretung

Max L a n d e r o

Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,
Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung


